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Liebe Leserinnen und Leser,

Arbeitnehmer, die in einem Home-
Office arbeiten, genießen keinen 
umfassenden Unfallschutz, wenn 
sie sich in ihrem Haus bewegen. 
Dies hat das Bundessozialgericht im 
Falle einer Beschäftigten entschie-
den, die aufgrund einer Vereinba-
rung mit ihrem Arbeitgeber an einem 
Telearbeitsplatz im Dachgeschoss 
ihres Hauses arbeitete. Sie rutsch-
te auf dem Weg zu der im Stockwerk 
darunter befindlichen Küche auf der 
Treppe aus, als sie Wasser zum Trin-
ken holen wollte.
Nach Auffassung des Gerichts han-
delte es sich nicht um einen Ar-
beitsunfall. Zum Unfallzeitpunkt 
habe die Arbeitnehmerin weder 
eine versicherte Tätigkeit ausge-
übt, noch habe sie sich auf einem 
Betriebsweg befunden. Der Weg zur 
Küche sei im eigenen Interesse und 
nicht in Ausübung der versicher-
ten Tätigkeit zurückgelegt worden. 
Die Arbeitnehmerin habe sich auch 
nicht auf einem versicherten Weg 
zum Ort der Nahrungsaufnahme 
befunden und sei nicht durch eine 
Wegeunfallversicherung geschützt 
gewesen.
Das Gericht sah darin auch keine 
verfassungswidrige Ungleichbe-
handlung gegenüber Versicherten, 
die außerhalb des Wohngebäudes 
ihre Beschäftigung ausüben und auf 
dem Weg zur Nahrungsaufnahme 
oder zum Einkauf von Lebensmitteln 
für den alsbaldigen Verzehr am Ar-
beitsplatz geschützt sind.

Für haushaltsnahe Beschäftigungsver-
hältnisse im Rahmen eines Arbeitsver-
hältnisses für geringfügig Beschäftigte 
ermäßigt sich auf Antrag die tarifliche Ein-
kommensteuer um 20 % der Aufwendun-
gen, höchstens jedoch 510 €.
Für andere haushaltsnahe Beschäfti-
gungsverhältnisse oder für die Inanspruch-
nahme von haushaltsnahen Dienstleistun-
gen reduziert sich auf Antrag die tarifliche 
Einkommensteuer um 20 % der Aufwen-
dungen, höchstens jedoch 4.000 €.
Für die Inanspruchnahme von Handwerker-
leistungen zur Ausführung von Renovie-
rungs-, Erhaltungs- oder Modernisierungs-
maßnahmen kann eine Steuerreduzierung 
von 20 % der Arbeitskosten, höchstens 
aber 1.200 € erreicht werden.
Welche Voraussetzungen zu erfüllen sind, 
um die Steuerentlastungen zu erhalten, 
ergibt sich aus umfangreichen Erläute-
rungen in einem überarbeiteten Schreiben 
des Bundesministeriums der Finanzen. Es 
ergeben sich daraus unter anderem nä-
here Informationen zu den Begriffen des 

begünstigten Haushalts, den haushalts-
nahen Beschäftigungsverhältnissen oder 
Dienstleistungen, zur Möglichkeit der In-
anspruchnahme von Handwerkerleistun-
gen, dem Anspruchsberechtigten sowie 
den begünstigten Aufwendungen.
Neu ist beispielsweise, dass der Begriff 
des Haushalts auch ein angrenzendes 
Grundstück umfasst, wenn die erbrach-
ten Leistungen dem eigenen Grundstück 
dienen, wie das beim Winterdienst auf 
öffentlichen Gehwegen vor dem eigenen 
Grundstück der Fall ist. Auch Leistungen 
für die Betreuung von Haustieren im eige-
nen Haushalt sind nun begünstigt.

Steuervergünstigung für haushaltsnahe Beschäfti-
gungsverhältnisse, haushaltsnahe Dienstleistungen 
und Handwerkerleistungen

Eigenbedarfskündigungen beschäftigen 
die Gerichte in zunehmendem Maße. Der 
Bundesgerichtshof hatte sich mit dem 
Sonderfall einer sogenannten Vorratskün-
digung auseinanderzusetzen.
In dem entschiedenen Fall verlangte die 
ehemalige Mieterin vom Vermieter Scha-
densersatz wegen vorgetäuschten Eigen-
bedarfs. Der Vermieter hatte das Mietver-
hältnis mit der Begründung gekündigt, 
dass die Wohnung dringend benötigt wür-
de, um seine pflegebedürftige Mutter auf-
zunehmen. Nach Auszug der Mieterin stand 
die Wohnung zwei Jahre leer. Die Mutter 
des Vermieters zog nicht um und verstarb 
zwei Jahre nach Auszug der Mieterin.
Nach Auffassung des Gerichts reicht für 
eine Kündigung wegen Eigenbedarfs eine 
sogenannte Vorratskündigung, der ein 

gegenwärtig noch 
nicht absehbarer 
Nutzungswunsch 
der Eigenbedarfs-
person zugrunde 
liegt, nicht aus. 
Vielmehr muss sich der Nutzungswunsch 
soweit verdichtet haben, dass ein kon-
kretes Interesse an einer alsbaldigen Ei-
gennutzung besteht. Eigenbedarf liegt 
nämlich nicht vor, wenn die vom Vermie-
ter benannte Person gar nicht die Absicht 
hat, in die Wohnung einzuziehen. Hierfür 
sprach in dem Rechtsstreit einiges, nicht 
zuletzt der lange Leerstand der Wohnung. 
Da die Vorinstanz diese Tatsache nicht 
hinterfragt hatte, wurde der Fall wieder 
dorthin zur Sachverhaltsaufklärung zu-
rückverwiesen.

Keine Eigenbedarfskündigung ohne ernsthafte 
Nutzungsabsicht

Joachim Höger
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Rückwirkende Berich-
tigung von Rechnungen 
ist möglich

Die Berichtigung einer Rechnung wirkt auf 
den Zeitpunkt zurück, zu dem der Unter-
nehmer seine Rechnung erstmals ausge-
stellt hat. Das hat der Bundesfinanzhof in 
Änderung seiner Rechtsprechung und im 
Anschluss an ein Urteil des Gerichtshofs 
der Europäischen Union entschieden. Vo-
raussetzung ist, dass das ursprüngliche 
Dokument die Mindestanforderungen ei-
ner Rechnung enthält. Diese sind

•	 Aussteller,

•	 Empfänger,

•	 Leistungsbeschreibung,

•	 Entgelt und

•	 gesonderter Steuerausweis.

Diese Angaben dürfen nicht so unbe-
stimmt, unvollständig oder offensichtlich 
unzutreffend sein, dass sie als fehlende 
Angaben erscheinen.

Im Streitfall hatte ein Unternehmer den 
Vorsteuerabzug aus Rechnungen von Be-
ratern in Anspruch genommen. Als Leis-
tungsgegenstand war lediglich „Berater-
honorar“ bzw. „allgemeine wirtschaftliche 
Beratung“ vermerkt. Das genügte dem 
Finanzamt nicht, um den Vorsteuerabzug 
daraus zu gewähren, denn die Leistung 
war nicht hinreichend genau bezeichnet.
Im Klageverfahren legte der Unterneh-
mer Rechnungen vor, in denen der Ge-
genstand der Leistung ordnungsgemäß 
bezeichnet war. Der Bundesfinanzhof hat 
nun entschieden, dass diese Berichti-
gung auf den Zeitpunkt zurückwirkt, in 
dem die Rechnung ursprünglich ausge-
stellt wurde. Das hat erhebliche Auswir-
kungen auf die Festsetzung von Zinsen 
auf den Vorsteuerbetrag, immerhin 6 % 
pro Jahr.

Tipp: Die berichtigte Rechnung 
kann bis zum Abschluss der letz-

ten mündlichen Verhandlung vor dem Fi-
nanzgericht vorgelegt werden.

Vom 1. April 2017 an gelten neue Vorschrif-
ten für die Leiharbeit. Diese betreffen u. a. 
folgende Bereiche:

Höchstüberlassungsdauer 18 Monate
Leiharbeitnehmer dürfen ab dem 1. April 
2017 bei demselben Entleiher nur noch 18 
aufeinanderfolgende Monate beschäftigt 
werden. Bei Überschreiten der Höchstüber-
lassungsdauer kommt es grundsätzlich 
zu einem Arbeitsverhältnis zwischen dem 
Leiharbeitnehmer und dem Entleiher. Die 
Frist von 18 Monaten kann tarifvertraglich 
abweichend festgelegt werden.

Unterbrechungszeit drei Monate
Leiharbeitnehmer dürfen auch wieder-
holt bei demselben Entleiher eingesetzt 
werden. Aber nur, wenn zwischen zwei 
Überlassungen an diesen mehr als drei 
Monate liegen, beginnt die Berechnung 
der Höchstüberlassungsdauer wieder von 
vorne. Bei geringeren Unterbrechungen 
werden die Einsatzzeiten in demselben 
Einsatzunternehmen zusammengezählt.

Kennzeichnungspflicht
Die Überlassung von Arbeitnehmern muss 
nun in dem Vertrag zwischen Verleiher und 
Entleiher ausdrücklich als solche bezeich-
net werden. Geschieht dies nicht, wird ein 
Arbeitsverhältnis zwischen dem Entleiher 
und dem Leiharbeitnehmer angenommen 
und es drohen Bußgelder.

Neue Regeln zur Festhaltenserklärung
Auch wenn die Verletzung der Kennzeich-
nungspflicht oder das Überschreiten der 
Höchstüberlassungsdauer zur Unwirksam-
keit des Vertrags zwischen Verleiher und 
Leiharbeitnehmer und folglich ein Arbeits-
verhältnis zu dem Entleiher angenommen 
wird, kann der Leiharbeitnehmer nunmehr 
innerhalb eines Monats erklären, dass er 
an dem Arbeitsverhältnis zu dem Verleiher 
festhalten möchte. Dabei sind bestimmte 
Formalien zu beachten.

Verschärfung des Equal Pay-Grundsatzes
Leiharbeitnehmer müssen spätestens 
nach neun Monaten das gleiche Arbeits-
entgelt bekommen wie vergleichbare 
Stammbeschäftigte. Laut Gesetzesbe-
gründung umfasst das Arbeitsentgelt jede 
Vergütung, die aus Anlass des Arbeitsver-
hältnisses gewährt wird, insbesondere 
Urlaubsentgelt, Sonderzahlungen, Zulagen 
und Zuschläge sowie vermögenswirksame 
Leistungen oder Vergütungen, die auf-
grund gesetzlicher Entgeltfortzahlungs-
tatbestände gewährt werden müssen. 
Durch Branchenzuschlagstarifverträge 
können abweichende Regelungen getrof-
fen werden.

Kein Einsatz von Leiharbeitnehmern im Ar-
beitskampf
Leiharbeitnehmer dürfen künftig nicht 
mehr als Streikbrecher eingesetzt werden. 
Allerdings wurde klargestellt, dass ihre 
Beschäftigung dann zulässig bleibt, wenn 
sie nicht Aufgaben wahrnehmen, die bis-
her von Streikenden verrichtet wurden.

Berücksichtigung von Leiharbeitnehmern 
bei Schwellenwerten
Leiharbeitnehmer sind zukünftig auch bei 
den betriebsverfassungsrechtlichen und 
für die Unternehmensmitbestimmung gel-
tenden Schwellenwerten des Entleihers zu 
berücksichtigen; bei der Unternehmens-
mitbestimmung allerdings nur dann, wenn 
sie mehr als sechs Monate beschäftigt 
sind.

Gesetzliche Definition des Arbeitnehmers
Durch eine Ergänzung des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs werden die Voraussetzun-
gen für das Vorliegen eines Arbeitsver-
hältnisses auf der Basis der bisherigen 
Rechtsprechung konkretisiert. Damit soll 
vor allem der Verwendung vorgetäuschter 
Werkverträge entgegengewirkt werden.

Das neue Arbeitnehmerüberlassungsgesetz 
Neuerungen zum 1. April 2017
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Paradigmenwechsel bei der steuerneutralen 
Realteilung
Nach dem BFH lässt jetzt auch die Fi-
nanzverwaltung (BMF-Schreiben vom 
20.12.2016) eine steuerneutrale Realtei-
lung nicht unbedingt am Fortbestand der 
Gesellschaft scheitern.

Die Auflösung einer Gesellschaft stellt 
eine Betriebsaufgabe dar und führt bei 
den Gesellschaftern grundsätzlich zu ei-
ner Gewinnrealisation.

Dies gilt allerdings nicht bei einer sog. 
Realteilung. Bei dieser kommt es zu einer 
steuerneutralen Buchwertfortführung. Die 
Finanzverwaltung verlangte aber bisher, 
dass die Gesellschafter das Betriebsver-

mögen der Gesellschaft unter sich auftei-
len, die Gesellschaft damit beenden und 
die jeweils übernommenen Wirtschafts-
güter anschließend im eigenen Betrieb als 
Betriebsvermögen weiternutzen.

Das neue BMF-Schreiben zur Realteilung 
folgt der jüngsten Rechtsprechung in-
soweit, als eine begünstigte Realteilung 
auch dann vorliegt, wenn ein oder mehre-
re Mitunternehmer unter Mitnahme jeweils 
eines Teilbetriebes aus der Mitunterneh-
merschaft ausscheiden und die Mitun-
ternehmerschaft von den verbleibenden  
Mitunternehmern fortgeführt wird. Schei-
det zum Beispiel ein Partner aus einer 
Freiberufler-Sozietät aus und erhält als 
Entschädigung für sein Ausscheiden eine 
Niederlassung der Sozietät, dann kann die 
Übertragung dieses Teilbetriebes steuer-
neutral erfolgen, auch wenn die verblei-
benden Partner die Hauptniederlassung 
weiterbetreiben. Erhält der ausscheiden-
de Gesellschafter Einzelwirtschaftsgüter 
aus der Mitunternehmerschaft als Abfin-
dung und ordnet er diese seinem im Üb-
rigen bestehenden Betrieb als Anlagever- 

mögen oder Umlaufvermögen zu, sind die 
Buchwerte (zwingend) nach § 6 Abs. 5 Satz 3  
Nr. 1 EStG fortzuführen. Allerdings kön-
nen hier Verbindlichkeiten nicht uneinge-
schränkt mit übertragen werden. Überstei-
gen diese die Buchwerte der übertragenen 
Einzelwirtschaftsgüter, müssen anteilig 
stille Reserven aufgedeckt werden.

Zu beachten: Nicht möglich ist eine steu-
erneutrale Buchwertfortführung hingegen, 
wenn im Rahmen einer Realteilung Ein-
zelwirtschaftsgüter der Mitunternehmer-
schaft in das Gesamthandsvermögen einer 
anderen Mitunternehmerschaft, an der der 
Realteiler ebenfalls beteiligt ist, übertra-
gen werden.

Auch bei Übertragungen zwischen perso-
nenidentischen Schwestergesellschaf-
ten will die Verwaltung weiterhin keine 
Ausnahme machen. In allen Fällen gilt es 
Sperrfristen einzuhalten!

 Rechtsanwalt Christoph Klumpp

lex i
rechtsanwaltsgesellschaft

Für Vorsteuerzwecke zu beachten: Frist zur Zuordnungsentscheidung von 
gemischt genutzten Leistungen zum Unternehmen endet am 31. Mai
Bei gemischt genutzten Eingangsleis-
tungen ist es für den Vorsteuerabzug 
entscheidend, in welchem Umfang eine 
Zuordnung zum unternehmerischen Be-
reich vorliegt. Nur wenn eine zumindest 
teilweise Zuordnung zum Unternehmens-
vermögen erfolgt, ist grundsätzlich der 
Vorsteuerabzug und in späteren Jahren 
gegebenenfalls eine Vorsteuerberichti-
gung möglich.
Ein Unternehmer hat insbesondere dann 
bestimmte Zuordnungswahlrechte, wenn 
er Gegenstände bezieht, die er teilweise 
unternehmerisch und teilweise nichtun-
ternehmerisch zu verwenden beabsich-
tigt.
Handelt es sich bei der teilweisen nicht-
unternehmerischen Verwendung um eine 
nichtwirtschaftliche Tätigkeit im engeren 
Sinne (z. B. ideelle, unentgeltliche Tätig-
keit eines Vereins), besteht grundsätzlich 
ein Aufteilungsgebot. Im Wege der Billig-
keit ist eine Zuordnung im vollen Umfang 
zum nichtunternehmerischen Bereich 
möglich.
Handelt es sich bei der teilweise nichtun-
ternehmerischen Verwendung hingegen 

um eine unternehmensfremde Tätigkeit  
(z. B. Entnahme für den privaten Bedarf des 
Unternehmers), hat der Unternehmer in der 
Regel folgende Zuordnungswahlrechte:
•	 Der Gegenstand kann insgesamt der 
	 unternehmerischen Tätigkeit zugeord- 
	 net werden.
•	 Der Unternehmer kann den Gegenstand  
	 in vollem Umfang in seinem nichtunter- 
	 nehmerischen Bereich belassen.
•	 Der Gegenstand kann im Umfang der  
	 tatsächlichen (ggf. zu schätzenden)  
	 unternehmerischen Verwendung seiner 
	 unternehmerischen Tätigkeit zugeord- 
	 net werden.
Für eine Zuordnung zum unternehmeri-
schen Bereich bedarf es weiterhin min-
destens einer 10%igen unternehmeri-
schen Nutzung.
Wichtig ist, dass eine Zuordnungsent-
scheidung zum Unternehmensvermögen 
mit endgültiger Wirkung bis spätestens 
zum 31. Mai des Folgejahres erfolgt sein 
muss. Die Frist gilt unabhängig von einer 
etwaigen verlängerten Abgabefrist für die 
Steuererklärung. Wird die Frist versäumt, 
ist im Zweifel eine spätere Zuordnung zum 

Unternehmensvermögen ausgeschlossen. 
Ein Vorsteuerabzug sowie gegebenenfalls 
eine Korrektur in späteren Jahren sind 
nicht mehr möglich.
Für Zuordnungen, die den Veranlagungs-
zeitraum 2016 betreffen, muss bis zum 31. 
Mai 2017 eine Zuordnungsentscheidung 
erfolgt sein. Teilen Sie diese in Zweifelsfäl-
len zur Sicherheit dem Finanzamt schrift-
lich mit. Sprechen Sie hierzu rechtzeitig 
Ihren Steuerberater an.

MAI
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1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich 
bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) 
abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der 
nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen wer-
den keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, 
dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

2 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach 
Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Ein-
zugsermächtigung erteilt werden.

3 Für den abgelaufenen Monat.

4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, 

bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung für das vorangegangene Kalender-
vierteljahr.

5 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den 
drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats vorgezogen worden. Um Säumnis-
zuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Kranken-
kassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen 
dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 27.03.2017 für März und 
am 20.04.2017 für April) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Regiona-
le Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuch-
führung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt 
insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feier-
tagen fällt.

Gesetz zur steuerlichen Förderung von Elektromobilität im Straßenverkehr
Die gesetzliche Neuregelung zur steuer-
lichen Förderung von Elektromobilität im 
Straßenverkehr bringt diverse steuerliche 
Erleichterungen. So ist z. B. das Aufladen 
eines Elektrofahrzeugs oder Hybridelek-
trofahrzeugs im Betrieb des Arbeitgebers 
von der Einkommensteuer befreit. Das gilt 
auch für eine zeitweise private Nutzung 
der überlassenen betrieblichen Ladevor-
richtungen. Die Steuerbefreiung findet 
jedoch nur für die vom Arbeitgeber zusätz-
lich zum Arbeitslohn gewährten Vorteile 
Anwendung.

Für die unentgeltliche oder verbilligte 
Übereignung von Ladevorrichtungen ist 
eine pauschale Lohnversteuerung mit  
25 % möglich.

Die neuen Regelun-
gen gelten ab dem  
1. Januar 2017 und 
sind zunächst be-
fristet bis zum  
31. Dezember 2020.

Weitere Einzelheiten dazu erläutert das 
Bundesministeriums der Finanzen in einer 
Verfügung.

Termine März und April 2017
Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern fällig werden:

Steuerart		  Fälligkeit März				   Fälligkeit April

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag3	 10.03.2017 				    10.04.2017

Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 	 10.03.2017

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 	 10.03.2017

Umsatzsteuer4		  10.03.2017				    13.04.2017

Ende der Schonfrist durch

	Ü berweisung1 	 13.03.2017				    13.04.2017

	 Scheck2	 07.03.2017				    07.04.2017		

Sozialversicherung5		  29.03.2017				    26.04.2017

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag3	 Seit dem 01.01.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der 		

		  darauf entfallende Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer 		

		  erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das 		

		  zuständige Finanzamt abzuführen.

	 	


